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Sozialgericht Thüringer Landessozialgericht
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 6
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Die Versicherungsfreiheit eines

Dienstverhältnisses (hier: als
stellvertretender Vorstandsvorsitzender
einer Sparkasse) erstreckt sich nicht auf
die Beschäftigungsverhältnisse, die in
Erfüllung der zivilrechtlichen
Schadenminderungspflicht anstelle der
sozialversicherungsfreien Beschäftigung
bis zur Feststellung der Unwirksamkeit
der Kündigung ausgeübt werden.

Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 13 KR 2076/02
Datum 27.05.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 KR 718/03
Datum 30.08.2005

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Altenburg vom 27.
Mai 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beteiligen haben einander keine Kosten zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der 1954 geborene KlÃ¤ger begehrt von der Beklagten die Erstattung von
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BeitrÃ¤gen zur gesetzlichen Arbeitslosen- und Rentenversicherung.

Der KlÃ¤ger war vom 1. MÃ¤rz 1995 an aufgrund eines bis zum 29. Februar 2000
befristeten Privatdienstvertrags stellvertretender Vorstandsvorsitzender der
Sparkasse G. Am 20. Juni 1996 kÃ¼ndigte die Sparkasse das DienstverhÃ¤ltnis mit
dem KlÃ¤ger fristlos. Auf dessen Klage hin stellte schlieÃ�lich der
Bundesgerichtshof (BGH) mit Urteil vom 29. Mai 2000 (Az.: II ZR 47/99) die
Unwirksamkeit dieser KÃ¼ndigung fest. Auf die dem KlÃ¤ger fÃ¼r die
Vergangenheit zustehenden BezÃ¼ge rechnete die Sparkasse das Brutto-
Einkommen an, welches der KlÃ¤ger wÃ¤hrend der AnhÃ¤ngigkeit seiner Klage
gegen die KÃ¼ndigung aufgrund verschiedener BeschÃ¤ftigungen erzielt hatte.

FÃ¼r zwei der in dem Zeitraum zwischen Juni 1996 und Mai 2000 vom KlÃ¤ger
aufgenommenen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse entrichteten er und der jeweilige
Arbeitgeber BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen Arbeitslosen- und Rentenversicherung. Der
auf den KlÃ¤ger entfallende Arbeitnehmeranteil belief sich fÃ¼r beide
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse auf insgesamt 16.034,08 DM (entspricht 8.198,09
EUR). Die Sparkasse verweigerte die RÃ¼ckerstattung der
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge im Rahmen der Einkommensanrechnung unter
Hinweis darauf, dass die insoweit bestehenden AbfÃ¼hrungsverpflichtungen zum
einem gesetzlich normiert seien und zum anderen auch zu Vorteilen, wie zum
Beispiel in der gesetzlichen Rentenversicherung, fÃ¼hren wÃ¼rden.

Am 31. August 2001 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten die Erstattung der
BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen Arbeitslosen- und Rentenversicherung u.a. unter Hinweis
auf eine aufgrund eines Erlasses des ThÃ¼ringer Ministeriums fÃ¼r Wirtschaft und
Verkehr vom 1. September 1993 erfolgte Befreiung von der Versicherungspflicht in
der gesetzlichen ArbeitsÂ¬losen- und Rentenversicherung.

Die Beklagte lehnte dies letztlich mit Bescheid vom 13. Juni 2002 unter
Bezugnahme auf ihr an den KlÃ¤ger gerichtetes Schreiben vom 21. Mai 2002 mit
der BegrÃ¼ndung ab, dass es sich bei beiden BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen
eindeutig um versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigungen gehandelt habe. Der dem
KlÃ¤ger entstandene wirtschaftliche Nachteil kÃ¶nne daher allenfalls von der
Sparkasse ausgeglichen werden.

Mit seinem am 20. Juni 2002 eingelegten Widerspruch vertrat der KlÃ¤ger die
Auffassung, dass die EinkÃ¼nfte aus den umstrittenen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen de facto als Einkommen aus dem DienstverhÃ¤ltnis
mit der Sparkasse anzusehen seien und daher von der Befreiung von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Arbeitslosen- und Rentenversicherung
erfasst wÃ¼rden. Aufgrund der zivilrechtlichen Schadensminderungspflicht sei er
zur Aufnahme dieser BeschÃ¤ftigungen gezwungen gewesen, so dass diese als
nachtrÃ¤glich genehmigte sozialversicherungsfreie NebenbeschÃ¤ftigungen
anzusehen seien. Da er bereits seit 1. MÃ¤rz 2000 Versorgungsleistungen der
Sparkasse beziehe, wÃ¼rden eventuelle AnsprÃ¼che gegen die Bundesanstalt
fÃ¼r Arbeit (BA) bzw. die Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte (BfA) zudem
ins Leere laufen.
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Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 28. Oktober
2002 im Wesentlichen mit der BegrÃ¼ndung zurÃ¼ck, bei den beiden
streitgegenstÃ¤ndlichen TÃ¤tigkeiten habe es sich um abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse gegen Arbeitsentgelt gehandelt, die grundsÃ¤tzlich
der Versicherungspflicht in allen Zweigen der Sozialversicherung und der
Arbeitslosenversicherung unterliege. FÃ¼r die Rentenversicherungspflicht folge
dies daraus, dass NebenbeschÃ¤ftigungen neben versicherungsfreien
(versorgungsanwartschaftsbegrÃ¼ndenden) BeschÃ¤ftigungen grundsÃ¤tzlich
versicherungspflichtig seien, es denn, der Dienstherr habe die
versorgungsrechtliche GewÃ¤hrleistung auch auf die NebentÃ¤tigkeit ausgedehnt.
Eine entsprechende GewÃ¤hrleistungsbescheinigung sei jedoch nicht Gegenstand
der Akten.

Der KlÃ¤ger hat am 13. November 2002 Klage erhoben und zur BegrÃ¼ndung im
Wesentlichen auf die Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG) vom 29. Juni
2000 (Az.: B 4 RA 57/98 R = BSGE 86, S. 262 ff.) verwiesen. ErgÃ¤nzend hat er
vorgetragen, dass die Zahlungen an die BfA wegen der im Privatdienstvertrag
enthaltenen Versorgungszusage ins Leere gegangen seien. SchlieÃ�lich habe er
infolge der Sozialversicherungsbefreiung nach der erfolgten fristlosen KÃ¼ndigung
keinerlei AnsprÃ¼che auf Arbeitslosengeld gehabt und er sei vom 1. Oktober 1996
bis zum 29. Februar 2002 auch permanent in BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen tÃ¤tig
gewesen.

Das Sozialgericht Altenburg hat die Klage mit Urteil vom 27. Mai 2003 abgewiesen
und zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, dass eine Erstattung von
SozialversicherungsbeitrÃ¤gen nach Â§ 26 Abs. 2 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB IV) voraussetze, dass diese zu Unrecht entrichtet worden
seien. Die den betreffenden SozialversicherungsbeitrÃ¤gen zugrunde liegenden
ArbeitsverhÃ¤ltnisse seien jedoch unstreitig abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse gewesen, die auch nicht durch die spÃ¤ter
festgestellte Unwirksamkeit der KÃ¼ndigung des KlÃ¤gers sozialversicherungsfrei
geworden seien. Dies folge fÃ¼r die Arbeitslosenversicherung aus Â§ 27 Abs. 1 Nr.
1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) und fÃ¼r die Rentenversicherung
aus Â§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI). Auch
sei keine ausdrÃ¼ckliche Erstreckung der Versorgungsanwartschaft des KlÃ¤gers
auf die hier umstrittenen BeschÃ¤ftigungen erfolgt. Eine konkludente oder
nachtrÃ¤gliche Erstreckung scheitere daran, dass es sich nicht um
NebentÃ¤tigkeiten gehandelt habe. SchlieÃ�lich sei es nicht erforderlich, dass den
BeitrÃ¤gen verwertbare LeistungsansprÃ¼che gegenÃ¼ber stÃ¼nden, da es
bereits ausreiche, wenn das versicherte Risiko vorliege, was zumindest bis zur
Entscheidung des BGH Ã¼ber die Wirksamkeit der KÃ¼ndigung der Fall gewesen
sei.

In seiner Berufung wiederholt der KlÃ¤ger im Wesentlichen sein Vorbringen aus
dem Widerspruchs- sowie erstinstanzlichen Verfahren. ErgÃ¤nzend trÃ¤gt er vor,
dass dieselbe BehÃ¶rde, die letztlich die Sozialversicherungsfreiheit per Erlass
verfÃ¼gt habe, als Sparkassenaufsicht auch der fristlosen KÃ¼ndigung zugestimmt
habe.
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Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Altenburg vom 27. Mai 2003 aufzuheben und die
Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 13. Juni 2002 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 28. Oktober 2002 zu verurteilen, ihm die
Arbeitnehmeranteile an SozialversicherungsbeitrÃ¤gen in HÃ¶he von insgesamt
8.198,09 EUR zu erstatten.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung bezieht sie sich auf ihre AusfÃ¼hrungen im
Widerspruchsbescheid sowie im erstinstanzlichen Verfahren.

Die Beigeladenen zu 1. und 2. stellen keine AntrÃ¤ge und schlieÃ�en sich im
Ã�brigen den AusfÃ¼hrungen der Beklagten sowie im angefochtenen Urteil an.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird ergÃ¤nzend
auf den Inhalt der Gerichts- und der beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten
sowie der BfA, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren, Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte Berufung ist zulÃ¤ssig, jedoch nicht begrÃ¼ndet.

Die zulÃ¤ssige Klage ist unbegrÃ¼ndet, denn der Bescheid der Beklagten vom 13.
Juni 2002 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 28. Oktober 2002 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Erstattung der zur gesetzlichen Arbeitslosen-
und Rentenversicherung gezahlten BeitrÃ¤ge.

Eine Erstattung von SozialversicherungsbeitrÃ¤gen setzt gemÃ¤Ã� Â§ 26 Abs. 2
SGB IV voraus, dass diese zu Unrecht entrichtet wurden. Dies war bei den
streitgegenstÃ¤ndlichen SozialversicherungsbeitrÃ¤gen jedoch nicht der Fall, sie
wurden vielmehr aufgrund bestehender Versicherungspflicht entrichtet. Dies ergibt
sich aus Folgendem:

SozialversicherungsbeitrÃ¤ge sind nach Â§ 26 Abs. 2 SGB IV dann zu Unrecht
entrichtet, wenn sie (u.a.) nicht als PflichtbeitrÃ¤ge entrichtet werden durften.
MaÃ�geblich fÃ¼r die Beurteilung ist dabei der Zeitpunkt der Entrichtung (vgl.
Seewald in Kasseler Kommentar, Stand MÃ¤rz 2005, Â§ 26 SGB IV Rdnr. 8).

Wie zwischen den Beteiligten unstreitig, hat es sich bei den von der
Erstattungsforderung betroffenen beiden ArbeitsverhÃ¤ltnissen um
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse gegen Arbeitsentgelt gehandelt. Damit unterlagen
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sie gemÃ¤Ã� Â§Â§ 2 Abs. 2, 7 Abs. 1 SGB IV grundsÃ¤tzlich der
Sozialversicherungspflicht.

Diese BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse sind entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers
auch nicht dadurch (nachtrÃ¤glich) sozialversicherungsfrei geworden, dass das
DienstverhÃ¤ltnis mit der Sparkasse G. auf Grund der nachtrÃ¤glich rechtskrÃ¤ftig
festgestellten Unwirksamkeit der KÃ¼ndigung bis einschlieÃ�lich 29. Februar 2000
fortbestand.

Der Umfang der Versicherungspflicht bzw. die Voraussetzungen der
Versicherungsfreiheit sind gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 2 SGB IV nach den fÃ¼r die
verschiedenen Zweige der gesetzlichen Sozialversicherung jeweils geltenden
gesetzlichen Bestimmungen und grundsÃ¤tzlich getrennt fÃ¼r jedes einzelne
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zu prÃ¼fen (vgl. Seewald in Kasseler Kommentar,
a.a.O., Â§ 2 SGB IV Rdnr. 6 sowie Â§ 7 SGB IV Rn. 83).

So richtet sich die Versicherungsfreiheit in der Arbeitslosenversicherung nach den
im fraglichen Zeitraum von Juni 1996 bis Mai 2000 geltenden Bestimmungen des Â§
169 des ArbeitsfÃ¶rderungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1997 geltenden
Fassung (AFG) i.V.m. Â§ 6 Abs. 1 Nr. 2 des FÃ¼nften Buches Sozialgesetzbuch (SGB
V) sowie des â�� insoweit gleichlautenden â�� Â§ 27 Abs. 1 Nr. 1 SGB III in der ab
dem 1. Januar 1998 geltenden Fassung. Danach sind u.a. Personen
versicherungsfrei, die in einer BeschÃ¤ftigung als sonstig BeschÃ¤ftigter einer
Ã¶ffentlich-rechtlichen KÃ¶rperschaft oder Anstalt stehen, wenn sie nach
beamtenrechtlichen Vorschriften oder GrundsÃ¤tzen bei Krankheit Anspruch auf
Fortzahlung der BezÃ¼ge und auf Beihilfe oder HeilfÃ¼rsorge haben. Dies war bei
dem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis des KlÃ¤gers bei der Sparkasse G. nach dessen
eigenem Bekunden im Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung der Fall.

Die hieraus folgende Versicherungsfreiheit in der Arbeitslosenversicherung fÃ¼r das
DienstverhÃ¤ltnis mit der Sparkasse G. erstreckt sich jedoch nicht auf die beiden
streitigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse, denn diese gilt nur fÃ¼r die
statusbezogenen TÃ¤tigkeiten der in den oben zitierten statusrechtlichen
Bestimmungen genannten Personen und ist mithin beschÃ¤ftigungsbezogen (vgl.
Wissing in Praxiskommentar zum Sozialgesetzbuch III/ArbeitsfÃ¶rderung, 2. Auflage
2004, Â§ 27 Rdnr. 3). Nur dann, wenn sich die ausgeÃ¼bte "NebentÃ¤tigkeit" nicht
von der HauptbeschÃ¤ftigung abgrenzen lÃ¤sst, umfasst die Versicherungsfreiheit
der HauptbeschÃ¤ftigung auch die "NebentÃ¤tigkeit" (vgl. BSG, Urteil vom 31. Mai
1978 â�� Az.: 12 RK 48/76, BSGE 46, S. 241 ff.). Im Falle der streitigen
BeschÃ¤ftigungen des KlÃ¤gers ist eine Abgrenzung von seinem DienstverhÃ¤ltnis
mit der Sparkasse G. aber ohne Weiteres mÃ¶glich, denn bei diesen hat es sich
nicht einmal um eigentliche NebentÃ¤tigkeiten gehandelt, sondern stattdessen um
BeschÃ¤ftigungen, die in ErfÃ¼llung einer zivilrechtlichen
Schadensminderungspflicht anstelle der sozialversicherungsfreien BeschÃ¤ftigung
ausgeÃ¼bt wurden.

Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus dem Umstand, dass der KlÃ¤ger die
BeschÃ¤ftigungen wegen der zivilrechtlichen Schadensminderungspflicht nicht
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freiwillig, sondern gezwungenermaÃ�en ausgeÃ¼bt haben will. Die
Schadensminderungspflicht ist rein zivilrechtlich zu sehen und bezweckt daher auch
nicht die sozialrechtliche Einbeziehung der schadensmindernden Handlung in die
Versicherungsfreiheit. Insoweit sind allein die sozialrechtlichen Bestimmungen
maÃ�gebend. Auch die Anrechnung der im Rahmen der
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse erzielten Entgelte auf die durch die Sparkasse G.
wegen der Unwirksamkeit der KÃ¼ndigung nachzuzahlenden BezÃ¼ge fÃ¼hrt nicht
dazu, dass diese Entgelte als DienstbezÃ¼ge aus der versicherungsfreien
BeschÃ¤ftigung bei der Sparkasse anzusehen wÃ¤ren. Vielmehr handelt es sich
auch dabei um einen rein zivilrechtlichen Vorgang in Konsequenz der ebenfalls rein
zivilrechtlichen Schadensminderungspflicht, der keine Auswirkungen auf die allein
sozialrechtliche Beurteilung der Versicherungspflichtigkeit hat. Dahinstehen kann
hier â�� weil ebenfalls nur zivilrechtlicher Natur â�� die Frage des zulÃ¤ssigen
Umfangs dieser Anrechnung der Entgelte durch die Sparkasse G. (Bruttolohn oder
Bruttolohn abzÃ¼glich des Arbeitnehmeranteils an den Renten- und
ArbeitslosenversicherungsbeitrÃ¤gen).

In der gesetzlichen Rentenversicherung bestimmt sich die Versicherungsfreiheit
nach Â§ 5 SGB VI. Nach dessen hier einschlÃ¤gigem Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz
2 sind sonstige BeschÃ¤ftigte u.a. von KÃ¶rperschaften und Anstalten des
Ã¶ffentlichen Rechts versicherungsfrei, wenn ihnen nach beamtenrechtlichen
Vorschriften oder GrundsÃ¤tzen Anwartschaft auf Versorgung bei verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit und im Alter sowie auf Hinterbliebenenversorgung
gewÃ¤hrleistet und die ErfÃ¼llung der GewÃ¤hrleistung gesichert ist. Die
Versicherungsfreiheit gilt dabei fÃ¼r das betreffende BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
bei der KÃ¶rperschaft und Anstalt des Ã¶ffentlichen Rechts sowie fÃ¼r weitere
BeschÃ¤ftigungen, auf die die GewÃ¤hrleistung einer Versorgungsanwartschaft
erstreckt wird. Sowohl die Feststellung der GewÃ¤hrleistung und Sicherstellung als
auch die Erstreckung einer Versorgungsanwartschaft hat durch die oberste
VerwaltungsbehÃ¶rde des Landes, in dem der Arbeitgeber seinen Sitz hat, zu
erfolgen.

Im vorliegenden Fall lag â�� insoweit auch unstreitig â�� jedenfalls fÃ¼r das
DienstverhÃ¤ltnis mit der Sparkasse G. die Versicherungsfreiheit des KlÃ¤gers in
der gesetzlichen Rentenversicherung vor. Dies ergibt sich im Ã�brigen aus Ziffer II.
des Runderlasses des ThÃ¼ringer Ministeriums fÃ¼r Wirtschaft und Verkehr, als der
fÃ¼r die Ã¶ffentlich-rechtlichen Kreditinstitute damals zustÃ¤ndigen obersten
VerwaltungsbehÃ¶rde, vom 1. September 1993, wonach die GewÃ¤hrleistung
allgemein erklÃ¤rt wird, wenn der jeweils betroffenen Person von einem Ã¶ffentlich-
rechtlichen Kreditinstitut durch Einzelvertrag lebenslÃ¤ngliche Versorgung und
Hinterbliebenenversorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder
GrundsÃ¤tzen zugesichert worden ist und der jeweilige Vorsitzende des
Verwaltungsrats des Kreditinstituts zugestimmt hat. In Â§ 6 i.V.m. Â§ 9 des
Privatdienstvertrags des KlÃ¤gers mit der Sparkasse G. vom 8. MÃ¤rz 1995 wurde
dem KlÃ¤ger eben dies zugesichert. Die Zustimmung des
Verwaltungsratsvorsitzenden kann hier mangels gegenteiliger Anhaltspunkte
unterstellt werden, zumal auch die Beteiligten (zumindest konkludent)
Ã¼bereinstimmend davon ausgehen. Ebenso zu unterstellen ist die Sicherstellung
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der GewÃ¤hrleistung bei juristischen Personen des Ã¶ffentlichen Rechts (vgl.
GÃ¼rtner in Kasseler Kommentar, a.a.O., Â§ 5 SGB VI Rdnr. 22).

Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers gilt diese Versicherungsfreiheit jedoch nicht
automatisch fÃ¼r jede weitere daneben ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung. Da sie â��
ebenso wie die Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung
â�� beschÃ¤ftigungsbezogen ist, bedarf die Versicherungsfreiheit in der
gesetzlichen Rentenversicherung nach dem insoweit eindeutigen Wortlaut des Â§ 5
Abs. 1 Satz 1 Halbs. 2 SGB VI vielmehr der ausdrÃ¼cklichen Erstreckung auf andere
BeschÃ¤ftigungen (vgl. GÃ¼rtner in Kasseler Kommentar, a.a.O., Â§ 5 SGB VI Rdnr.
22 i.V.m. 14 ff.). Eine solche ausdrÃ¼ckliche Erstreckung auf die in Streit
befindlichen zwei sozialversicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungen ist jedoch nach
Ã�berzeugung des Senats weder im Privatdienstvertrag noch im Runderlass des
ThÃ¼ringer Ministeriums fÃ¼r Wirtschaft und Verkehr vom 1. September 1993
enthalten. Sie kann auch nicht, wie der KlÃ¤ger meint, konkludent aus dem
Umstand gefolgert werden, dass der Freistaat ThÃ¼ringen einerseits durch den
Runderlass vom 1. September 1993 die Versicherungsfreiheit bestimmt und
andererseits als SparkassenaufsichtsbehÃ¶rde die fristlose KÃ¼ndigung des
KlÃ¤gers und damit letztlich auch die Aufnahme der fraglichen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse mitgetragen hat. Sowohl der fÃ¼r die Erstreckung
zustÃ¤ndige Freistaat als auch die Sparkasse G. mussten in dem maÃ�geblichen
Zeitraum, und zwar bis zur gegenteiligen Entscheidung des BGH, davon ausgehen,
dass gar kein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zwischen dem KlÃ¤ger und der Sparkasse
G. mehr bestand. FÃ¼r eine auch nur konkludente Erstreckung der
Versicherungsfreiheit gab es daher gar keinen Anlass.

Hinsichtlich der nach Auffassung des KlÃ¤gers aus der Schadensminderungspflicht
bzw. aus der Anrechnung der Entgelte folgenden Erstreckung der
Versicherungsfreiheit wird auf die obigen AusfÃ¼hrungen zur Versicherungsfreiheit
in der Arbeitslosenversicherung verwiesen.

AuÃ�erdem geht auch der Hinweis des KlÃ¤gers auf die Entscheidung des BSG vom
29. Juni 2000 (a.a.O.), wonach auch eine Erstattung von zu Recht gezahlten
PflichtbeitrÃ¤gen zur Rentenversicherung mÃ¶glich sei, ins Leere, denn die
Voraussetzungen der hierfÃ¼r maÃ�geblichen Bestimmung des Â§ 210 Abs. 1 Nr. 1
SGB VI liegen beim KlÃ¤ger nicht vor. Nach dieser Vorschrift sind den Versicherten
auf Antrag gezahlte BeitrÃ¤ge zur Rentenversicherung unter den Voraussetzungen
zu erstatten, dass sie nicht versicherungspflichtig sind und das Recht zur freiwilligen
Versicherung nicht haben. Zwar war der KlÃ¤ger wohl auch noch zum Zeitpunkt der
Antragstellung im August 2001 gemÃ¤Ã� Â§ 5 Abs. 1 Nr. 2 SGB VI versicherungsfrei,
da er nach eigenem Bekunden ab dem 1. MÃ¤rz 2000 eine Versorgung aus dem
DienstverhÃ¤ltnis mit der Sparkasse G. als "Ã�berbrÃ¼ckungsgeld" bis zum Eintritt
des Versorgungsfalls bekam. Jedoch war er zum Zeitpunkt der Antragstellung
gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 i.V.m. Abs. 2 Satz1 SGB VI zur freiwilligen Versicherung
berechtigt, da er ausweislich des in der Verwaltungsakte der Beigeladenen zu 2.
enthaltenen Kontospiegels die allgemeine Wartezeit von fÃ¼nf Jahren (= 60 Monate
Pflichtbeitragszeiten) gemÃ¤Ã� Â§ 50 Abs. 1 SGB VI erfÃ¼llt.
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Unbeachtlich ist schlieÃ�lich, dass den BeitrÃ¤gen nach Auffassung des KlÃ¤gers
keine verwertbaren LeistungsansprÃ¼che gegenÃ¼ber stÃ¼nden. Denn es
entspricht dem Wesen einer Solidargemeinschaft, die Versicherungs- und
Beitragspflicht unabhÃ¤ngig von der Frage spÃ¤terer LeistungsansprÃ¼che
eintreten zu lassen. Die Beitragserhebung ist daher bereits dann gerechtfertigt,
wenn das zu versichernde Risiko vorliegt. Dies ist auch hier zumindest bis zur
Entscheidung des BGH Ã¼ber die Unwirksamkeit der KÃ¼ndigung der Fall gewesen.
Und selbst wenn aus dieser Feststellung der Unwirksamkeit der KÃ¼ndigung eine
nachtrÃ¤gliche Rechtswidrigkeit der Beitragserhebung fÃ¼r die beiden
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse folgte, wÃ¤re dies fÃ¼r die Beurteilung, ob die
BeitrÃ¤ge zu Unrecht entrichtet wurden, unerheblich (vgl. Seewald in Kasseler
Kommentar, a.a.O., Â§ 26 SGB IV Rdnr. 8).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 Satz 1 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, weil GrÃ¼nde im Sinne des Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht vorliegen.

Erstellt am: 13.10.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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